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1 Räumlicher Geltungsbereich Das Plangebiet liegt im Stadtzentrum Bad Bramstedts am 
Bleeck (Grundstück Bleeck 4). Der räumliche Geltungsbe-
reich umfasst das Flurstück 20/3 und hat eine Größe von 
ca. 1.500 m2. 

 

2 Planungserfordernis, 
Planungsvoraussetzungen 

Für das Flurstück 20/3 liegt der Stadt Bad Bramstedt ein 
Baugesuch vor. Geplant ist die Errichtung eines zweige-
schossigen Wohn- und Geschäftshauses am Bleeck sowie 
eines dreigeschossigen Wohnhauses im rückwärtigen 
Grundstücksbereich zur Osterau. Das geltende Planungs-
recht ermöglicht jedoch auf diesem Grundstück nur die Er-
richtung eines Gebäudes am Bleeck. 

Da in der Nachbarschaft bereits eine Bebauung vorhande-
nen ist (An der Bleecker Brücke 2) und der rechtsgültige 
Bebauungsplan auch auf dem Grundstück Glückstädter 
Straße 2 eine rückwärtige Bebauung zur Osterau zulässt, 
sieht die Stadt Bad Bramstedt das Baugesuch im Grundsatz 
positiv. Die zuständigen Gremien haben daher die Aufstel-
lung der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 beschlos-
sen mit dem Ziel, für das rückwärtig geplante Wohnhaus 
Planungsrecht zu schaffen.  

Das Verfahren wird als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung gem. § 13 a BauGB durchgeführt. Die Voraussetzun-
gen zur Anwendung des § 13 a BauGB liegen vor: 

• Das Vorhaben dient der Innenentwicklung, da das Plan-
gebiet innerhalb des bestehenden Siedlungsgebiets der 
Gemeinde liegt. 

• Die Größe der Grundfläche liegt unterhalb der in 
§ 13 a BauGB genannten 20.000 m², die für die Durch-
führung des Bebauungsplanverfahrens im beschleunig-
ten Verfahren nicht überschritten werden dürfen. 

• Die 3. Änderung des Bebauungsplans wird nicht die Zu-
lässigkeit von Vorhaben begründen, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. Es be-
stehen keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von 
Natura 2000-Gebieten, ebenso wenig sind bei der Pla-
nung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.  

• Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes europäische Vogelschutzgebiete als auch so-
genannte Fauna-Flora-Habitat-Gebiete liegen außer-
halb des Zentrums der Gemeinde Leck. Aufgrund der 
Entfernung des Plangebietes zu den Schutzgebieten 
kann eine Beeinträchtigung ausgeschlossen werden 
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Es entfällt die Pflicht zur Aufstellung eines Umweltberichtes 
und naturschutzrechtliche Eingriffe gelten als bereits vor 
der Planung erfolgt und sind demnach weder zu bilanzieren 
noch auszugleichen. 

 

3 Planungsgrundlagen  

3.1. Landesentwicklungsplan Der Landesentwicklungsplan stellt Bad Bramstedt als Un-
terzentrum im ländlichen Raum dar.  

 

3.2. Regionalplan Die Stadt ist nach Landesentwicklungsplan als Unterzent-
rum eingestuft. Gemäß der 1. Fortschreibung des Regional-
plans für den Planungsraum I von 1998 übernimmt die Stadt 
die Funktion eines Entwicklungs- und Entlastungsortes für 
den Verdichtungsraum Hamburg. Sie soll die über den äu-
ßeren Achsenschwerpunkt Kaltenkirchen hinausgehenden 
Entwicklungsimpulse aufnehmen und als eigenständiges 
regionales Zentrum weiter gestärkt und entwickelt werden. 
Dazu bieten die geographische Lage, die bislang gute Ent-
wicklung mit den günstigen verkehrlichen Anbindungen an 
die Hauptverkehrsstraßen A 7, B 4 und B 206 sowie an die 
AKN-Bahnlinie günstige Voraussetzungen.  

Die Neutrassierung der B 206 als Umgehungsstraße ist ab-
geschlossen. Die geplante Weiterführung der BAB 20 wird 
die überregionale Erreichbarkeit der Stadt Bad Bramstedt 
weiter verbessern.  

 

3.3. Landschaftsrahmenplan, 
Landschaftsplan 

Der Kartenteil des Landschaftsrahmenplans stellt die Os-
terau als Gebiet mit besonderer Eignung zum Aufbau eines 
Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems – Nebenver-
bundachse und als regionale Grünverbindung dar.  

In der Karte „Planung“ des Landschaftsplans ist das Plan-
gebiet als vorhandene und geplante Siedlungsfläche darge-
stellt. Entlang der Osterauf sind Gehölzgruppen dargestellt. 

Die Planung entspricht den Zielen des Landschaftsplans.  
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Ausschnitt Landschaftsrahmenplan 

 
 

Ausschnitt Landschaftsplan 

 
 

3.4. Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan stellt im Plangebiet die an den 
Bleeck angrenzenden Grundstücksteile als Gemischte Bau-
flächen (M) sowie die der Osterau zugewandten Grund-
stücksbereiche als Wohnbauflächen (W) dar. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan 

 
 

4 Planerische Konzeption, 
städtebauliche Zielsetzung 

Die Grundstücke an der Nordseite des Bleeck beiderseits 
der ehemaligen „Vogtei“ (Bleeck 6) reichen bis an die Os-
terau und sind in Anbetracht ihrer zentralen Lage in Bad 
Bramstedt partiell untergenutzt. Westlich der ehemaligen 
Vogtei, die durch einen nach historischem Vorbild gestalte-
ten Neubau ersetzt wurde, entsteht derzeit ein aus mehre-
ren Gebäudeteilen bestehender Gebäudekomplex, der sich 
unter Ausnutzung des abfallenden Geländes bis auf 12 Me-
ter an die Osterau heran erstrecken wird. Hierfür wurde im 
Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 Pla-
nungsrecht geschaffen. 

Die Möglichkeit einer rückwärtigen Bebauung soll nun auch 
auf das Grundstück Bleeck 4 ausgedehnt werden, da die 
Bebauung An der Beeckerbrücke auch bis an die Osterau 
heranreicht. In Anlehnung an die Ausweisungen der 2. Än-
derung des B-Plans Nr. 39 soll auf dem Grundstück in Nähe 
der Osterau ein weiteres bis zu dreigeschossiges Gebäude 
errichtet werden können. 

Die straßenseitige Bebauung soll weiterhin die Gebäude-
flucht der ehemaligen „Vogtei“ einhalten. 

Entlang der Osterau sieht das Grünkonzept vor, den inzwi-
schen nicht mehr vorhandenen Strauch- und Gehölzstreifen 
am Ufer wiederherzustellen, da die Osterau im weiteren Ge-
wässerverlauf Biotopverbundfunktion übernimmt. 
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5 Begründung der Festsetzungen 
 

5.1. Art der baulichen Nutzung Die bisherige Ausweisung eines Mischgebietes wird beibe-
halten, da die damit verbundene Nutzungsmischung der 
zentralen Lage des Plangebietes in Bad Bramstedt und den 
Zielsetzungen des Flächennutzungsplans entspricht. 

Auch die bislang geltenden Nutzungsregelungen werden 
beibehalten. Von den gemäß § 6 Absatz 2 allgemein zuläs-
sigen Nutzungen werden Gartenbaubetriebe, Tankstellen 
und Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Auch die aus-
nahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten nach § 6 Abs. 
3 BauGB werden nicht Bestandteil der 3. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 39. Außerdem wird wie im bisherigen Be-
bauungsplan die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben 
beschränkt. Im rückwärtig gelegenen Baufeld 2 sind zudem 
Einzelhandelsbetriebe grundsätzlich ausgeschlossen, um 
den Innenbereich von möglichem Kundenverkehr freizuhal-
ten, der zu Beeinträchtigungen der umliegenden Wohnnut-
zung führen würde. 

Diese Nutzungsbeschränkungen dienen dazu, die in die-
sem Teil der Innenstadt von Bad Bramstedt vorhandene 
Nutzungsstruktur zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

Die Stadt Bad Bramstedt hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten mit Erfolg bemüht, die Innenstadt und insbeson-
dere das nähere Umfeld durch Maßnahmen der Stadtbild-
pflege, der Stadtteilentwicklung und im Bereich der Ver-
kehrsberuhigung und -lenkung („Bleeck“) zu entwickeln so-
wie als Versorgungszentrum für die Umlandgemeinden und 
als Begegnungsstätte zu stärken. Diese Bemühungen kön-
nen durch die übermäßige Ausbreitung von Spielhallen und 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit einem entspre-
chend großen Stellplatzbedarf unterlaufen werden. Dies 
soll vermieden werden. Tankstellen und Gartenbaubetriebe 
fügen sich angesichts ihres Platzbedarfes nicht in die klein-
städtisch geprägte Baustruktur. 

 

5.2. Maß der baulichen Nutzung  

 Grundflächenzahl  
 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung 
einer Grundflächenzahl geregelt. Die zulässige Grundflä-
che von 0,6 wird zwar von den Grundflächen der geplanten 
Gebäude nicht erreicht; die Festsetzung berücksichtigt je-
doch den hohen Anteil an erforderlichen Stellplätzen zwi-
schen den Gebäuden. Einschließlich der Zuwegungen und 
Zufahrten wird der versiegelte Grundstücksanteil voraus-
sichtlich bei annähernd 80 % liegen. Diese hohe Grund-
stücksausnutzung ist im Geltungsbereich der 3. Änderung 
zulässig, da die festgesetzte Grundflächenzahl gemäß § 19 
Abs. 4 durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten 
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sowie Nebenanlagen um bis zu 50% überschritten werden 
darf. 

 Zahl der Vollgeschosse Die festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse entspricht den 
bisherigen städtebaulichen Zielsetzungen. Mit Ausnahme 
des eingeschossigen Gebäudes der ehemaligen Vogtei ist 
das städtebauliche Umfeld geprägt von Gebäuden mit zwei 
Vollgeschossen. Da bereits die 2. Änderung des Bebau-
ungsplans im rückwärtig gelegenen Grundstücksbereich an 
der Osterau eine bis zu dreigeschossige Bebauung zulässt, 
wird diese Festsetzung auch für den rückwärtigen Bereich 
im Geltungsumgriff der 3. Änderung übernommen. 

 Höhe baulicher Anlagen Die bauliche Höhenentwicklung wird durch die Festsetzung 
maximaler Wand- und Firsthöhen gesteuert. Die festgesetz-
ten Höhen der 2. Änderung des BP 39 der straßenseitigen 
Bebauung am Bleeck werden übernommen (Firsthöhe 
11,50 m und Wandhöhe 6,80 m, in der 2. Änderung bezo-
gen auf die Gehwegoberkante der angrenzenden öffentli-
chen Verkehrsfläche). Für das rückwärtige Baufeld 2 ist ent-
sprechend der zulässigen dreigeschossigen Bebauung die 
Firsthöhe um 2 m heraufgesetzt. Die Bezugshöhe in der 3. 
Änderung ist jedoch Normalhöhennull (NHN), da das 
Grundstück zur Osterau gegenüber der Höhenlage an der 
Straße Bleeck um ca. 1 m abfällt. Am Bleeck liegt die Höhe 
der Oberkante Gelände bei rd. 9,0 m. Die Begrenzung der 
baulichen Höhen gewährleistet eine maßstäbliche Einfü-
gung der Neubauten in das Ortsbild in diesem zentralen Be-
reich von Bad Bramstedt. Durch die zusätzliche Begren-
zung der Wandhöhe am Bleeck ist der Umgebungsschutz-
bereich des Schlosses angemessen berücksichtigt. 

 Höhe des Erdgeschoßfußbo-
dens als Mindestmaß 

Da Teile des Baufeldes 2 im Bereich der Hochwasserrisiko-
zone liegen, wird für einen ausreichenden Hochwasser-
schutz des geplanten Gebäudes eine Mindesthöhe für die 
Höhenlage des Erdgeschossfußbodens – hier des Erdge-
schossfertigfußbodens – in Bezug auf Normalhöhennull 
festgesetzt. Die festgesetzte Mindesthöhe stellt zudem eine 
geordnete Ableitung des Abwassers in Richtung Bleeck si-
cher. 

 

5.3. Baulinien, Baugrenzen Die bebaubaren Flächen sind durch die Ausweisung zweier 
Baufelder festgesetzt. Ein Baufeld ist am Bleeck als Teil der 
vorhandenen straßenbegleitenden Bebauung ausgewie-
sen. Es hält entsprechend dem Charakter der Bestandsbe-
bauung jeweils einen seitlichen Grenzabstand und vermit-
telt daher den Eindruck einer offenen Bauweise. Als Über-
nahme aus der rechtskräftigen 2. Änderung des BP 39 ist 
zum Bleeck eine Baulinie festgesetzt, damit auch die Neu-
bebauung die Bauflucht der bestehenden Bebauung ein-
hält. 



Stadt Bad Bramstedt   3. Änderung BP Nr. 39 
April 2020  Begründung 
 
 

AC  PLANERGRUPPE GMBH 
/Volumes/Stadtplanung/@Projekte/Bad Bramstedt/04025920_BP 39_3ae/H-Endfassung/BP/Texte/Begruendung/200406 Begr_BP39-3_Satzung.docx Seite 7 

Ein zweites Baufeld ist in einem Abstand von 10 m zur Ufer-
kante der Osterau ausgewiesen. Innerhalb dieses Abstan-
des liegt ein Anpflanzstreifen von 5 m Breite entlang der 
Osterau, zu dem der geplante Neubau dann einen Mindest-
abstand von 5 m hält. Die Größe des Baufeldes orientiert 
sich an einem vorliegenden Bauentwurf. Zwischen den 
Baufeldern werden die erforderlichen Stellplätze unterge-
bracht. 

 

5.4. Garagen und Nebenanlagen Garagen und Nebenanlagen sind auch außerhalb der über-
baubaren Flächen zulässig, jedoch nicht in der Hausvor-
zone am Bleeck zwischen der festgesetzten Baulinie und 
der Straßenbegrenzungslinie, die hier mit der südlichen 
Geltungsbereichsgrenze zusammenfällt sowie in der Zone 
zwischen dem Anpflanzstreifen an der Osterau und der hin-
teren, zur Osterau gelegenen Baugrenze. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass Stellplätze bzw. Stellplatzanlagen nur 
im Innenbereich des Grundstücks zwischen den Gebäuden 
errichtet werden und somit im öffentlichen Raum im Umfeld 
des historischen Schlosses nicht in Erscheinung treten. 

 

5.5. Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechte 

Entlang der nordöstlichen sowie der südwestlichen Grund-
stücksgrenze verläuft eine neue Schmutzwasserleitung der 
Stadt Bad Bramstedt. Um deren Zugänglichkeit zu sichern, 
wird die Leitungstrasse in einer Breite von 3 m und 5 m (im 
Bereich der Grundstückszufahrt) als Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht in der Planzeichnung ausgewiesen. 

 

6 Fläche zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

Das grünordnerische Konzept sieht unverändert vor, einen 
ca. 5 m breiten Strauch- und Gehölzstreifen entlang der Os-
terau als naturnahe Uferzone zu erhalten bzw. zu entwi-
ckeln. Auf dem überplanten Grundstück fehlt ein Gehölz-
streifen entlang der Osterau. Dementsprechend wird hier 
eine Anpflanz-Festsetzung getroffen, die die Pflanzung ge-
eigneter heimischer Laubgehölze regelt. Die Anpflanzung 
ist in Abstimmung mit dem Gewässerpflegeverband Os-
terau vorzunehmen.  

Auf dem westlich angrenzenden Grundstück befindet sich 
ein großkroniger Laubbaum, der bereits stark zurückge-
schnitten wurde. Da sein Kronenbereich bis in das Plange-
biet hineinreicht, ist dieser in der Planzeichnung entspre-
chend der Einmessung festgesetzt. Die Ausdehnung der 
Krone ist bei der Ausweisung des nördlichen Baufeldes be-
rücksichtigt. 

 

7 Verkehr, Erschließung Das Grundstück ist ausschließlich über den Bleeck er-
schlossen. Die Erschließung des rückwärtigen Gebäudes 
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ist privatrechtlich zu regeln und gegebenenfalls durch eine 
grundbuchrechtliche Eintragung abzusichern. 

8 Immissionsschutz In der 2. Änderung des Bebauungsplans aus dem Jahr 
2000 wurden aufgrund des Verkehrsaufkommens auf den 
angrenzenden Straßen passiver Lärmschutz nach DIN 
4109 in Form von Lärmpegelbereichen festgesetzt. Das 
Verkehrsaufkommen hat sich zwischenzeitlich, insbeson-
dere auch durch die Umgestaltung des Bleeck, verändert. 

Daher wurde ein schalltechnisches Gutachten erstellt, das 
auf der Grundlage der aktuellen Verkehrszahlen der an-
grenzenden Straßen (Bleeck / Glückstädter Straße, Bleeck 
Süd, An der Beeckerbrücke, Mühlenstraße) die Auswirkun-
gen des Verkehrslärms auf die geplanten schutzbedürftigen 
Nutzungen und das Erfordernis von Lärmschutzmaßnah-
men untersucht. Die Ermittlung der Verkehrsstärke, der 
Tag-/ Nachtaufteilung und die Schwerlastverkehrsanteile 
erfolgte durch eine am 12.10.2017 am Knotenpunkt Bleeck 
/ Glückstädter Straße / An der Beeckerbrücke / Mühlen-
straße durchgeführte Verkehrserhebung. Prognosejahr ist 
das Jahr 2030; die Steigerung des Verkehrsaufkommens 
wird mit 5% angenommen. 

Die Beurteilung erfolgt anhand der Orientierungswerte des 
Beiblattes zur DIN 18005 [3] und der Immissionsgrenzwerte 
der 16. BImSchV [4]. 

Die Berechnungen zeigen Beurteilungspegel bis 67 dB(A) 
im Beurteilungszeitraum TAG und bis 57 dB(A) im Beurtei-
lungszeitraum NACHT. Das Gutachten fasst zusammen: 

Innerhalb des Baufeldes 1 werden sowohl die Orientie-
rungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 [3] als auch teil-
weise die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [4] im 
Beurteilungszeitraum TAG und NACHT für Mischgebiete 
(MI) überschritten. In den Außenwohnbereichen ist die Auf-
enthaltsqualität von Mischgebieten (MI) ab einer Tiefe von 
18 m gegeben. Bis zu einer Tiefe von 18 m gemessen von 
der südlichen Baugrenze wird die Qualität von Gewerbege-
bieten (GE) erreicht. 

Innerhalb des Baufeldes 2 (an der Osterau) werden sowohl 
die Orientierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 [3] 
als auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [4] im 
Beurteilungszeitraum TAG und NACHT für Mischgebiete 
(MI) unterschritten. Dort werden die um 5 dB(A) geringeren 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [4] für allgemeine 
Wohngebiete (WA) unterschritten. In den Außenwohnberei-
chen ist die Aufenthaltsqualität von Wohngebieten gege-
ben. 

Ab einem maßgeblichen Außenlärmpegel von 55 dB(A) 
werden zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen erhöhte Anforderungen an die 
verwendeten Außenbauteile von Gebäuden gestellt. Die 
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Anforderungen sind durch Lärmpegelbereiche (LPB) nach 
der DIN 4109 als erforderliches Schalldämmmaß der Au-
ßenbauteile entsprechend der Schutzbedürftigkeit der je-
weiligen Aufenthaltsräume definiert. Da aktive Lärmschutz-
maßnahmen in Form von Lärmschutzwänden oder –wällen 
aufgrund der innerstädtischen Lage des Plangebietes aus 
städtebaulichen Gründen ausgeschlossen sind, werden im 
Bebauungsplan daher passive Schallschutzmaßnahmen 
durch die planzeichnerische und textliche Festsetzung von 
Lärmpegelbereichen vorgegeben. Da mit einer Bauweise 
entsprechend den Vorgaben der Energieeinsparverord-
nung (EnEV) Schalldämmmaße von 30 dB(A) erreicht wer-
den, spielen die Lärmpegelbereiche I und II für Wohnnut-
zungen keine Rolle und werden daher nicht festgesetzt. 

Die anhand der berechneten Beurteilungspegel festgesetz-
ten Lärmpegelbereiche und daraus resultierenden Anforde-
rungen an die erforderlichen Schalldämmmaße der Außen-
bauteile stellen sich wie folgt dar: 

Für das am Straßenzug Bleeck / Glückstädter Straße ge-
plante Gebäude (Baufeld 1) sind für die der Straße zuge-
wandten und senkrecht zu diesen liegenden Fassaden die 
erforderlichen Schalldämmmaße der Außenbauteile gemäß 
den in der Planzeichnung festgesetzten Lärmpegelberei-
chen III bis V in allen Geschossen vorzusehen. Für die dem 
Straßenzug abgewandten Gebäudeseiten kann jeweils der 
nächst kleinere Lärmpegelbereich gewählt werden. Die ge-
naue Abgrenzung der Lärmpegelbereiche ist der Planzeich-
nung des Bebauungsplans zu entnehmen. 

Im nördlich gelegenen Baufeld 2 an der Osterau werden zur 
Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in schutzbe-
dürftigen Räumen aufgrund der ermittelten Außenlärmpe-
gel keine erhöhten Anforderungen an die verwendeten Au-
ßenbauteile der Gebäude gestellt. 

 

9 Gestalterische  
Festsetzungen 

Bezüglich der Ausrichtung der Gebäude zum Bleeck sowie 
für die Herrichtung privater befestigter Flächen und für die 
zulässige Dachneigung von Garagen, Carports und Neben-
anlagen werden nach § 84 Landesbauordnung (Örtliche 
Bauvorschriften) gestalterische Festlegungen in den Be-
bauungsplan übernommen. 

 

9.1. Firstrichtung Für die straßenseitige Bebauung wird eine Hauptfirstrich-
tung festgesetzt, die eine Traufstellung der Gebäude zur 
Straße sicherstellt. Dies entspricht der vorherrschenden 
Gebäudestellung am Bleeck und wahrt somit das charakte-
ristische Ortsbild. Die festgesetzte Firstrichtung gilt daher 
für die dem Bleeck zugewandten Gebäude und Gebäude-
teile, nicht für rückwärtige Anbauten bzw. Gebäudeteile. 
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9.2. Dächer Abweichend von den Vorschriften der Gestaltungssatzung 
sind im Geltungsbereich der 3. Änderung für Garagen, Stell-
plätze mit Schutzdach (Carports) und Nebenanlagen auch 
Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Dachnei-
gung bis zu 15° zulässig. Diese gestalterische Festsetzung 
ist aus der 2. Änderung übernommen. Die Abweichung ist 
im Plangebiet aus ortsgestalterischen Gründen zulässig, da  
es sich um baulichen Anlagen handelt, die sich in Bezug auf 
ihre Größe den Hauptbaukörpern deutlich unterordnen. 

 

9.3. Befestigte Flächen Die Festsetzung eines wasser- und luftdurchlässige Auf-
baus von Stellplätzen, Zufahrten und Wegen soll eine Ver-
sickerung von Regenwasser auf dem Grundstück ermögli-
chen und so den Oberflächenwasserabfluss verringern. 

 

10 Ver- und Entsorgung Ver- und Entsorgungsanlagen sind in der Straße Bleeck 
grundsätzlich vorhanden. 

Die Trinkwasserversorgung wird durch die Stadtwerke 
Bad Bramstedt GmbH gesichert. 

Das Schmutzwasser wird in den städtischen Abwasserka-
nal in der Straße Bleeck eingeleitet und dem städtischen 
Klärwerk (Stadtentwässerung) zugeführt. 

Das Oberflächenwasser (Niederschlagswasser) wird in 
den städtischen Regenkanal in der Straße Bleeck eingelei-
tet. Eine Einleitung in die Osterau ist ausgeschlossen. 

Die Versorgung mit Strom / Gas ist vorhanden. 

Die Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung ist durch Vereinbarung zwischen 
der Stadt Bad Bramstedt und der Stadtwerke Bad 
Bramstedt GmbH vom 25. / 26.06.2003 geregelt. Der dem 
Plangebiet nächstgelegene Hydrant verfügt über einen An-
schluss von DN 200, sodass nach Aussage der Stadtwerke 
eine Löschwasserkapazität von 96 cbm/h gewährleistet 
werden kann. Zudem ist im rückwärtigen Bereich eine Ent-
nahme aus der Osterau möglich. 
 
In Bezug auf die Belange des Brandschutzes sind für den 
Feuerwehreinsatz auf Privatgrundstücken mit Bauteilen die 
50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen 
entsprechend § 5 der LBO S-H 2016 Flächen zu planen, 
herzustellen, zu kennzeichnen, instand zu halten und jeder-
zeit für die Feuerwehr benutzbar freizuhalten. Die Abteilung 
vorbeugender Brandschutz des Kreises Segeberg weist da-
rauf hin, dass am Ende der Feuerwehrzufahrt eine Bewe-
gungsfläche gemäß der Musterrichtlinie für Flächen für die 
Feuerwehr anzuordnen ist. 
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11 Hinweise  

11.1. Gestaltungssatzung,  
Erhaltungssatzung 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich der von der Stadt 
Bad Bramstedt beschlossenen Gestaltungssatzung Innen-
stadt vom 20.06.1989 und im Geltungsbereich der Erhal-
tungssatzung nach § 172 BauGB. Die Vorschriften der Orts-
gestaltungs- und Erhaltungssatzung sind im Rahmen der 
gemeindlichen Einvernahme sowie im Baugenehmigungs-
verfahren zu beachten. 

 

11.2. Denkmalschutz Das Plangebiet mit dem Baugrundstück "Bleek 4" liegt im 
Umgebungsschutzbereich verschiedener Kulturdenkmale: 
Rathaus, Marstallgebäude, Roland, ein Grenzstein und im 
hinteren Bereich die Beecker-Brücke. Die untere Denkmal-
schutzbehörde weist darauf hin, dass bei der Bebauung des 
Grundstücks auf eine anspruchsvolle und zugleich 
zurückhaltende Architektur zu achten ist. Spiegelnde und 
glänzende Materialien sind nicht zu verwenden. 

Für die Erstellung von Gebäuden auf dem Grundstück ist 
eine denkmalrechtliche Genehmigung erforderlich. 

11.3. Archäologisches  
Interessensgebiet 

Das Plangebiet befindet sich in einem archäologischen In-
teressensgebiet. Bei der überplanten Fläche handelt es 
sich daher gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von denen 
bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass 
sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen 
Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Ar-
chäologischen Landesamtes. 

Das Archäologische Landesamt weist zudem darauf hin, 
dass zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im 
Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen 
werden wird. Daher sind gem. § 14 DSchG archäologische 
Untersuchungen erforderlich. 

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 
DSchG die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und 
fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des 
Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungser-
gebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Unter-
suchungen zeitintensiv sein können und eine Genehmigung 
möglichst frühzeitig eingeholt werden sollte, damit keine 
Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- 
 oder Bauablauf entstehen. 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit 
dem Archäologischen Landesamt in Verbindung setzen, um 
das weitere Vorgehen zu besprechen. 



Stadt Bad Bramstedt   3. Änderung BP Nr. 39 
April 2020  Begründung 
 
 

AC  PLANERGRUPPE GMBH 
/Volumes/Stadtplanung/@Projekte/Bad Bramstedt/04025920_BP 39_3ae/H-Endfassung/BP/Texte/Begruendung/200406 Begr_BP39-3_Satzung.docx Seite 12 

Darüber hinaus wird auf § 15 DSchG hingewiesen: Wer Kul-
turdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich un-
mittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal-
schutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner 
für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitze-
rin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs-
sers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu 
dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erheb-
liche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 
kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf 
von vier Wochen seit der Mitteilung. 

 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, son-
dern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

11.4. Hochwasserschutz Der nordwestliche Teil des nördlichen Baufeldes 2 befindet 
sich im Hochwasserrisikogebiet HW 100. Der aktuelle Was-
serstandwert beträgt 8,03 m NHN. 

Zur Sicherstellung eines ausreichenden Hochwasserschut-
zes ist im Bebauungsplan für das Baufeld 2 eine Mindest-
höhe für die Höhenlage des Erdgeschossfertigfußbodens 
festgesetzt. 

 

11.5. Grundwasserschutz Sofern im Rahmen der Neubebauung Wasserhaltungsmaß-
nahmen zur Trockenhaltung der Baugrube geplant sind, ist 
die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis rechtzeitig vor 
Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. 

 

11.6. Geothermie Nach Aussage des Fachbereichs Wasser-Boden-Abfall / 
GW Geothermie des Kreises Segeberg ist eine geothermi-
sche Nutzung des Untergrundes zum Heizen/Kühlen mög-
lich, allerdings ist mit gespannten Grundwasserverhältnis-
sen (Arteser) zu rechnen. 

Vor Baubeginn ist rechtzeitig ein wasserrechtlicher Erlaub-
nisantrag für Geothermieanlagen bei der unteren Wasser-
behörde des Kreises Segeberg zu stellen. 

 

11.7. Verbandssatzung 
Gewässerpflegeverband 
Osterau  

Der Gewässerpflegeverband Osterau weist auf die Einhal-
tung der Verbandsatzung hin, insbesondere auf die Para-
grafen 5 und 6 der Satzung. 
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TEIL II - UMWELTBELANGE  

12 Einleitung Da die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 nach dem 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 a i.V.m. § 13 BauGB 
aufgestellt wird, entfällt die Verpflichtung zur Umweltprü-
fung, der Umweltbericht, das Monitoring nach § 4 c und ein 
Ausgleich der Eingriffe.  

Nach § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB sind dennoch die Belange 
des Umweltschutzes zu prüfen und bei der Abwägung zu 
berücksichtigen. 

 

12.1. Untersuchungsraum Der Untersuchungsraum umfasst den Plangeltungsbereich 
der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 und die nä-
here Umgebung, die von den Planungen betroffen sein 
könnte.  

 

12.2. Bestandsbeschreibung Der Plangeltungsbereich umfasst eine Baulücke zwischen 
zwei baulich bereits genutzten Grundstücken. Das Plange-
biet wurde ca. zur Hälfte als Lager- und Parkplatz genutzt, 
in diesem Bereich ist keine Vegetation vorhanden und der 
Boden stark verdichtet. Auf den rückwärtigen Grundstücks-
teile, die zeitweise befahren wurden, haben sich ruderale 
Gras- und Staudenfluren entwickelt. Am Ufer der Osterau 
befindet sich ein ca. 2 m breiter Streifen mit Brombeerge-
büschen und vereinzelten Sträuchern. Das Ufer ist begra-
digt und verbaut.  

 

12.3. Planungsvorhaben Für das Flurstück 20/3 liegt der Stadt Bad Bramstedt ein 
Baugesuch vor. Geplant ist die Errichtung eines zweige-
schossigen Wohn- und Geschäftshauses am Bleeck sowie 
eines dreigeschossigen Wohnhauses im rückwärtigen 
Grundstücksbereich zur Osterau. Das geltende Planungs-
recht ermöglicht jedoch auf diesem Grundstück nur die Er-
richtung eines Gebäudes am Bleeck. Mit der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 39 wird das Planrecht für die 2. 
Baureihe geschaffen.  

 

13 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes und 
deren Berücksichtigung bei der Aufstellung 

 

 

13.1. Fachgesetzliche Ziele 
 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ihres 
eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Menschen 
auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu 
pflegen und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass 
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1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts,  

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungs-
fähigkeit der Naturgüter,  

3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Le-
bensstätten und Lebensräume sowie  

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erho-
lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesi-
chert sind." 

§ 19 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Eingriffs ist 
zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu unterlassen."  

Diese Ziele finden im Verfahren über grünordnerische Fest-
setzungen Eingang in die Planung, die die Minimierung 
bzw. Vermeidung von Beeinträchtigungen zum Ziel haben, 
insbesondere sind dies Festsetzungen zur Einhaltung von 
Mindestabständen zur Osterau, Festsetzungen zur Begren-
zung der Neuversiegelung sowie baugestalterische Fest-
setzungen.  

§ 19 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist zu verpflich-
ten, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege vorrangig 
auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger 
Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen). 

Die Planungen der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 
sehen keine Eingriffe vor, die der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung unterliegen. Nach § 13 a Abs. 2 BauGB 
gelten Eingriffe, die auf Grund der 3. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 39 zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a 
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig.  

§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG: Maßnahmen, die 
zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des cha-
rakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder 
nachhaltigen Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten 
Biotope führen können, sind verboten (Gesetzlicher Bio-
topschutz).  

Im Plangeltungsbereich sind keine gesetzlich geschützten 
Biotope vorhanden.  

 

§ 20 /§ 21 BNatSchG: In diesen beiden Paragraphen sind 
der Biotopverbund und die Biotopvernetzung gesetzlich 
verankert. Danach soll ein Biotopverbundsystem auf min-
destens 10 % der Landesfläche entwickelt werden. Es soll 
auch zur Verbesserung des Zusammenhangs des Europä-
ischen Schutzgebietssystems Natura 2000 dienen. 
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Das Plangebiet ist Teil des landesweiten Biotopverbund-
systems. Die Osterau ist eine Hauptverbundachse des lan-
desweiten Biotopverbundsystems.  

Die Osterau ist im Bereich des Plangebiets begradigt, struk-
turarm und es fehlt eine natürliche Ufervegetation. Bereits 
im derzeitigen Zustand ist die Verbundfunktion im Sied-
lungsbereich erheblich beeinträchtigt. 

Die Beeinträchtigung der Durchgängigkeit, fehlende geeig-
nete Biotope und Lebensbedingungen, isolierte Lage inner-
halb des Stadtgebietes wirken sich negativ auf die Bio-
topverbundfunktion aus.  

Die Planung führt nicht zu einer weiteren Verschlechterung, 
da bereits anderweitig genutzte Flächen (Lager- und Park-
platz) und naturferne Flächen (ruderale Gras- und Stauden-
fluren, gestörter Boden) überplant werden. Zur Verbesse-
rung der Biotopverbundfunktion wird eine Festsetzung zur 
Anpflanzung von heimischen, standortgerechten Laubge-
hölzen entlang des Ufers getroffen.  

 

§ 34 Abs.1 BNatSchG: "Projekte sind vor ihrer Zulassung 
oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung oder eines Europäischen Vogelschutzgebiets zu über-
prüfen." Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten 
sowie Ausnahmen sind in § 34 Abs. 2 bis Abs. 4 BNatSchG 
geregelt. Demgemäß ist ein Projekt unzulässig, wenn es zu 
erheblichen Beeinträchtigungen eines EU-Vogelschutzge-
bietes in seinen für die Erhaltungsziele oder dem Schutz-
zweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann. Es sei 
denn, es bestehen zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses, einschließlich sozialer und wirt-
schaftlicher Art, und zumutbare Alternativen mit geringeren 
Beeinträchtigungen an anderer Stelle sind nicht gegeben. 

Das nächstgelegene Schutzgebiet (2024-391 Mittlere Stör, 
Bramau, Bünzau) liegt ca. 130 m entfernt in westlicher Rich-
tung. Die zu erwartenden Auswirkungen der zulässigen 
neuen Bebauung wirken nur kleinräumig im Plangeltungs-
bereich. Es sind keine Einleitungen von Oberflächenwasser 
in die Osterau vorgesehen. 

Eingriffe, die zu Beeinträchtigungen außerhalb des Plangel-
tungsbereichs führen könnten, finden nicht statt. Auch die 
vorgesehenen Nutzungen führen zu keinen Beeinträchti-
gungen des Natura-2000-Gebietes. 

Die Erhaltungsziele des Schutzgebietes werden nicht be-
einträchtigt, da keine Veränderungen in dem Schutzgebiet 
eintreten werden und die geplante Bebauung keine in das 
Schutzgebiet hineinwirkenden Beeinträchtigungen verur-
sacht. 
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Beeinträchtigungen aufgrund der vorliegenden Planung 
können ausgeschlossen werden.  

 
Abb.: Lage FFH-Gebiet 2024-391 Mittlere Stör, Bramau, Bünzau (Quelle: 
Kartendienst Schutzgebiet BfN) mit Kennzeichnung des Plangebietes 

 

§ 44 BNatSchG stellt die zentrale nationale Vorschrift des 
besonderen Artenschutzes dar. Er beinhaltet für die beson-
ders geschützten sowie die streng geschützten Tiere und 
Pflanzen unterschiedliche Verbotstatbestände.  

Es erfolgte im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Be-
trachtung die Prüfung, ob die Planung mit den gesetzlichen 
Vorschriften des Artenschutzes im Einklang steht. Die Pla-
nungen lösen keine Verbotstatbestände nach Artenschutz-
recht aus. (siehe Kapitel 16.) 

 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
§ 1 BBodSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig 
die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzu-
stellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzu-
wehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verur-
sachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vor-
sorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu 
treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträch-
tigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funk-
tion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie 
möglich vermieden werden." 

Dem gesetzlichen Bodenschutz wird dadurch Rechnung 
getragen, dass Flächen im Innenbereich entwickelt werden. 
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Zudem sind die Flächen bereits durch die vorherige Nut-
zung als Parkplatz und Lagerflächen vorbelastet.  

 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
§ 1 Abs. 1 BImSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, Men-
schen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die At-
mosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entste-
hen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen."  

§ 50 BImSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgese-
henen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne 
des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbe-
reichen hervorgerufenen Auswirkungen auf die ausschließ-
lich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiet so-
wie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie mög-
lich vermieden werden." 

Es wurde eine lärmtechnische Untersuchung (Bearbeiter: 
Wasser- und Verkehrskontor GmbH) beauftragt. Die Ergeb-
nisse werden im Entwurf zur 3. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 39 berücksichtigt. Es werden Lärmpegelbereiche 
festgesetzt und die im Gutachten formulierten Festsetzun-
gen übernommen.  

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
§ 1a Abs. 1 WHG: "Die Gewässer sind als Bestandteil des 
Naturhaushalts und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
zu sichern. Sie sind so zu bewirtschaften, dass sie dem 
Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem 
Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträchtigungen 
ihrer ökologischen Funktionen und der direkt von ihnen ab-
hängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick 
auf deren Wasserhaushalt unterbleiben und damit insge-
samt eine nachhaltige Entwicklung gewährleistet wird." 

Die Planung sieht die Festsetzung einer Anpflanzfläche für 
die Uferzone der Osterau vor. Ziel ist eine durchgängige 
Gehölzstruktur entlang des Ufers zu entwickeln. Damit wer-
den die Rahmenbedingungen für eine natürlichere Entwick-
lung geschaffen.  

 

13.2. Ziele aus Fachplanungen Der Landschaftsplan stellt in der Planungskarte Siedlungs-
fläche sowie uferbegleitende Gehölzstrukturen dar. Die Pla-
nung entspricht den Zielen des Landschaftsplans.  
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Abb.: Ausschnitt Landschaftsplan 

 
 

13.3. Schutzgebiete Die Osterau und ihre Uferbereiche sind Teil des Land-
schaftsschutzgebietes Bad Bramstedt (Schutzgebietsver-
ordnung vom 22.09.1965). 

  

 
Abb.: Lage Landschaftsschutzgebiet Bad Bramstedt (Quelle: Karten-
dienst Schutzgebiet BfN) 

 

14 Beschreibung und Bewer-
tung der Umweltauswirkun-
gen 

Grundlage für die Darstellung des aktuellen Zustandes des 
Plangebietes bildet eine Ortsbegehung, die Auswertung ak-
tueller Luftbilder sowie der faunistischen Potenzialanalyse. 
Die Informationen zu den weiteren Schutzgütern ergeben 
sich durch eine Auswertung des Landschaftsrahmenpla-
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nes, des Landschaftsplanes, durch Ableitung aus den er-
fassten Biotoptypen sowie aus verschiedenen Datengrund-
lagen, die jeweils bei den einzelnen Schutzgütern aufge-
führt sind. 

Die Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes erfolgt 
angelehnt an den Gemeinsamen Runderlass des Innenmi-
nisteriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und 
Forsten des Landes SH "Verhältnis der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung zum Baurecht" (2013) in den zwei 
Wertstufen allgemeine und besondere Bedeutung. 

 

14.1. Schutzgut Mensch / 
menschliche Gesundheit 

 

 

Bestand und Bewertung Teilfunktion Wohnen 

In den umliegenden Gebäuden rund um das Plangebiet fin-
det eine Mischnutzung mit einem hohen Anteil an Wohnnut-
zungen statt.  

Der Plangeltungsbereich liegt im Einflussbereich stark be-
fahrener Straßen. Das Plangebiet ist aufgrund der hohen 
baulichen Dichte, dem geringen Grünflächenanteil und ho-
hen Verkehrsaufkommens von allgemeiner Bedeutung für 
das Schutzgut Wohnen.  

Teilfunktion Erholen 

Das Plangebiet besitzt keine Funktion als Erholungsfläche. 

 

Umweltbezogene Auswir-
kungen 

Die Planung sieht die Errichtung eines Wohngebäudes so-
wie eines Wohn- und Geschäftshauses vor.  

Die wesentlichen vorhabenbezogenen Wirkungen, die zu 
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch führen können, 
sind Schallimmissionen („Lärm”) sowie ggf. Luftschad-
stoffimmissionen. 

Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen mit ge-
werblicher Nutzung ist zu gewährleisten, dass die zukünfti-
gen Lärmemissionen der anzusiedelnden Unternehmen 
keine Konflikte mit angrenzenden schutzwürdigen Nutzun-
gen auslösen. Daher wurde ein schalltechnisches Gutach-
ten beauftragt, das die Planung hinsichtlich Verkehrslärm 
und Lärm, der durch die Planung selbst verursacht wird, un-
tersucht. Die Ergebnisse des Gutachtens sind in den Ent-
wurf zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 eingeflos-
sen. Es werden im Bebauungsplan passive Schallschutz-
maßnahmen durch die planzeichnerische und textliche 
Festsetzung von Lärmpegelbereichen vorgegeben. Ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind sichergestellt.  
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Hinsichtlich der Zusatzbelastungen für Luftschadstoffe aus 
den zusätzlich induzierten Verkehren ist davon auszuge-
hen, dass diese aufgrund der im Verhältnis zur Vorbelas-
tung nicht wesentlich steigenden Verkehrsmengen relativ 
gering ausfallen. 

Beeinträchtigungen der menschlichen Gesundheit aufgrund 
von Emissionen sind somit auszuschließen. 

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• passive Schallschutzmaßnahmen durch die planzeich-
nerische und textliche Festsetzung von Lärmpegelberei-
chen  

14.2. Schutzgut Tiere 
und Pflanzen 

 

 

Bestand und Bewertung Der Plangeltungsbereich ist durchweg anthropogen über-
formt. Der südliche Teil wurde als Park- und Lagerplatz ge-
nutzt. Hier findet sich verdichteter Offenboden ohne Vege-
tation. Der nördliche Teil des Plangebietes weist ebenfalls 
gestörte Bodenverhältnisse auf, offenbar wurde die Fläche 
mit größeren Fahrzeugen befahren. Hier haben sich ru-
derale Gras- und Staudenfluren entwickelt.  

Entlang der Osterau wachsen in einem ca. 2 m breiten 
Streifen überwiegend Brombeeren als uferbegleitende Ve-
getation.  

Aufgrund der Strukturarmut besitzt das Plangebiet ein sehr 
geringes faunistisches Potenzial. 

Das Plangebiet ist von allgemeiner Bedeutung für das 
Schutzgut Pflanzen und Tiere.  

 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Für die Umsetzung der Planung werden in einem Teil des 
Plangebietes ruderale Gras- und Staudenfluren von allge-
meiner Bedeutung beseitigt.  

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

Um eine Beeinträchtigung der Osterau zu vermeiden, wird 
ein Abstand von 10 m mit der Baugrenze eingehalten.  

Zudem wird eine Anpflanzfestsetzung getroffen, mit der die 
Voraussetzungen für eine natürliche gewässerbegleitende 
Gehölzstruktur geschaffen werden.  

14.3. Schutzgut Boden  

Bestand und Bewertung Im Plangeltungsbereich sind die Böden (hier: Braunerde) 
bereits anthropogen überprägt. 

Die Bodenbewertung des LLUR trifft zu besiedelten Flä-
chen keine Aussagen. 
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Als Vorbelastungen des Bodens sind im Plangebiet Ver-
dichtung durch Befahren, Nutzung als Park- und Lagerflä-
che zu nennen. 

 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Überbauung und Versiegelung führen auf den betroffenen 
Flächen zur Zerstörung der Filter- und Pufferfunktionen von 
Böden sowie ihrer Funktion als Lebensraum für Pflanzen 
und Tiere. Verdichtung, Umlagerung, Abtrag und Über-
schüttung von Böden im Bereich der baulichen Anlagen und 
Straßen führen zu Störungen seines Gefüges, mindern die 
ökologische Stabilität und verändern seine Standorteigen-
schaften in Bezug auf Wasserhaushalt, Bodenleben und 
Vegetation. 

Während der Bautätigkeiten besteht dabei auch für angren-
zende Flächen die Möglichkeit, dass durch das Befahren 
mit Baufahrzeugen und die Einrichtung von Materialplätzen 
Beeinträchtigungen erfolgen. Während der Bauphase be-
steht darüber hinaus eine potentielle Gefährdung des Bo-
dens durch Stoffeinträge. 

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Beschränkung der bebaubaren Fläche durch Festset-
zung von Baugrenzen und Grundflächen. 

• Einhaltung der einschlägigen DIN-Normen und Sicher-
heitsvorschriften, so dass die Böden nicht mehr als nötig 
beeinträchtigt werden. 

 

14.4. Schutzgut Wasser  

Bestand und Bewertung Angaben zu Grundwasserflurabständen liegen nicht vor.  

Die Osterau grenzt als Oberflächengewässer unmittelbar 
an den Plangeltungsbereich. In diesem Bereich ist die Os-
terau begradigt, strukturarm und es fehlt eine natürliche 
Ufervegetation. 

Das Plangebiet ist von allgemeiner Bedeutung für das 
Schutzgut Wasser.  

 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Die Planung hat keine negativen Auswirkungen auf die Os-
terau.  

Durch Überbauung und Flächenversiegelung im Plangel-
tungsbereich kommt es zu einem erhöhten Oberflächen-
wasserabfluss und einer Verringerung der Grundwasser-
neubildung. Das Oberflächenwasser (Niederschlagswas-
ser) wird in den städtischen Regenkanal in der Straße Ble-
eck eingeleitet. Eine Einleitung in die Osterau ist ausge-
schlossen. 
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Während der Bauphase besteht eine potentielle Gefähr-
dung des Grundwassers durch Stoffeinträge. 

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Baugrenzen in 10 m Abstand zur Osterau 

• Anpflanzen eines Gehölzstreifens am Ufer der Osterau 

• Festsetzung von versickerungsfähigen Oberflächen für 
Stellplatzanlagen, Zufahrten und Wege. 

 

 

 

14.5. Schutzgut Klima und Luft  

Bestand und Bewertung In Bad Bramstedt herrscht ein gemäßigt feucht-temperier-
tes ozeanisch geprägtes Klima vor. 

Die Jahresniederschlagssumme liegt bei 775 mm/Jahr und 
ist eine der höchsten in Schleswig-Holstein. Im Jahres-
durchschnitt überwiegen Westwinde, die mittlere Wind-
stärke an der Ostseeküste beträgt 2,5 bis 3 Bft. Das Unter-
suchungsgebiet gehört zu den nebelreichen Teilen Schles-
wig-Holsteins. 

 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes ist keine 
Beeinflussung des Siedlungsklimas zu erwarten. 

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

- 

 

14.6. Schutzgut Landschaft  

Bestand und Bewertung Das Ortsbild im Plangeltungsbereich ist durch die vorhan-
denen Gebäude geprägt. Es sind keine ortsbildprägenden 
Grünstrukturen vorhanden.  

Die zusätzlich zulässige Bebauung wird zu keinen Beein-
trächtigungen des Ortsbildes führen. Die Bebauung fügt 
sich in die angrenzende Bebauung ein, wo bereits mehrere 
zwei- bis dreigeschossige bzw. ähnlich hohe Gebäude vor-
handen sind.  

Der Siedlungsraum an der Glückstädter Straße besitzt we-
der bemerkenswerte Naturnähe noch historische Kontinui-
tät. 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Die Planung führt nur zu lokal wahrnehmbaren geringfügi-
gen und damit nicht erheblichen Veränderungen des Sied-
lungsbestandes. Das Landschaftsbild des Raums bleibt be-
wahrt. 
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Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Baugestalterische Festsetzungen und Festsetzungen 
zur Begrenzung der Gebäudehöhen  

 

14.7. Schutzgut Kultur- und 
Sachgüter 

 

 

Bestand und Bewertung Das Plangebiet befindet sich in einem archäologischen In-
teressensgebiet. Bei der überplanten Fläche handelt es 
sich daher gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von denen 
bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass 
sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen 
Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Ar-
chäologischen Landesamtes. 

 

Umweltbezogene Auswirkun-
gen 

Das Archäologische Landesamt weist darauf hin, dass zu-
reichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf 
der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden 
wird. Daher sind gem. § 14 DSchG archäologische Unter-
suchungen erforderlich. 

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 
DSchG die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und 
fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des 
Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungser-
gebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Unter-
suchungen zeitintensiv sein können und eine Genehmigung 
möglichst frühzeitig eingeholt werden sollte, damit keine 
Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- 
 oder Bauablauf entstehen. 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit 
dem Archäologischen Landesamt in Verbindung setzen, um 
das weitere Vorgehen zu besprechen. 

 

Es wird auf § 15 DSchG hingewiesen: Wer Kulturdenkmale 
entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder 
über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mit-
zuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentüme-
rin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besit-
zer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem 
der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt ha-
ben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten be-
freit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das 
Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Ver-
pflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
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Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, son-
dern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Archäologische Untersuchungen  

 

15 Naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung 

Die Planungen der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 39 
sehen keine Eingriffe vor, die der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung unterliegen. Nach § 13 a Abs. 2 BauGB 
gelten Eingriffe, die auf Grund der 3. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 39 zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a 
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig.  

Da der Plangeltungsbereich sich innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile befindet, ist gemäß § 1a Abs. 
3 Satz 5 BauGB der Ausgleich möglicher Eingriffe nicht er-
forderlich. 

Die Eingriffe durch Versiegelung von Boden und Beseiti-
gung von Ruderalvegetation gelten in diesem B-Plan der In-
nenentwicklung mit beschleunigtem Verfahren als im Sinne 
des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB zulässig und müssen daher 
nicht durch gesonderte Maßnahmen kompensiert werden. 

 

16 Artenschutzrechtliche 
Prüfung 

Durch die bauliche Entwicklung sowie ggf. durch mögliche 
weitere Beeinträchtigungen infolge von Scheuchwirkungen 
und baubedingten Wirkfaktoren sind vorhabensbedingte 
Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt nicht auszu-
schließen. Neben der schutzgutbezogenen Betrachtungs-
weise im Rahmen der Prüfung der Umweltbelange wurden 
die möglichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf 
die Belange des Artenschutzes auf Basis einer Potenzial-
analyse betrachtet. 

 

16.1. Gesetzliche Grundlage Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten  

1. „..wild lebenden Tieren der besonders geschützten Ar-
ten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 
töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören...“ (Tö-
tungsverbot). Sind im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten Tötungen nicht vermeidbar, 
liegt kein Verstoß gegen das Tötungsverbot vor, wenn 
die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt wird.  

2. „...wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und 
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der europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Er-
haltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert...“ (Störungsverbot)  

3. „...Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören...“ 
(Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Le-
bensstätten). Ein Verstoß gegen das Verbot liegt nicht 
vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Ein-
griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird. Dies bedeutet, dass sich die ökologische 
Gesamtsituation des vom Vorhaben betroffenen Be-
reichs im Hinblick auf seine Funktion als Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte nicht verschlechtern darf.  

4. „…wild lebende Pflanzen der besonders geschützten 
Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen o-
der zu zerstören.“ 

 

16.2. Planungsrelevante Arten Aufgrund fehlender geeigneter Biotopstrukturen ist das 
Vorkommen nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschütz-
ter Arten im Plangebiet auszuschließen. Bodenbrütende 
Vogelarten sind aufgrund der Störungen durch zeitweises 
Befahren und Bautätigkeiten in unmittelbarer Nähe auszu-
schließen. In den Brombeergebüschen entlang der Os-
terau sind nur häufig vorkommende, wenig störungsemp-
findliche Brutvogelarten zu erwarten. 

 

16.3. Prüfung der Verbotstatbe-
stände nach  
§ 44 BNatSchG  

Tötungsverbot (§44 (1) Nr. 1)  
Es kann davon ausgegangen werden, dass im Plangebiet 
keine Lebensstätten von FFH-Arten vorhanden sind, son-
dern die Freiflächen nur als Nahrungshabitat genutzt wer-
den. Brutvögel sind ebenfalls nicht betroffen.  

 
Störungsverbot (§44 (1) Nr. 2)  
Das Plangebiet befindet sich inmitten des besiedelten Be-
reichs und ist bereits jetzt Störungen durch Befahren und 
Bautätigkeiten ausgesetzt. Es ist davon auszugehen, dass 
die im Umfeld des Plangeltungsbereichs befindlichen Ge-
hölze bereits jetzt nur von wenig störungsempfindlichen Ar-
ten genutzt werden.  
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Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§44 (1) Nr. 3)  
Es werden keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten beschä-
digt oder zerstört. 

 
Verbot der Entnahme, Beschädigung und Zerstörung 
von streng geschützten Pflanzenarten (§ 44 (1) Nr. 4) 
Im Plangebiet findet keine der in Anhang IV genannten 
Pflanzenarten geeignete Lebensbedingungen, es sind 
demnach keine Pflanzen vom Verbot des § 44 (1) Nr. 4 
BNatSchG betroffen. 

 

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergeb-
nis, dass keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und für euro-
päische Vogelarten eintreten. Eine Ausnahmegenehmi-
gung gemäß § 45 BNatSchG ist daher nicht erforderlich. 

 

 
17 Anhang Pflanzenliste  

 
Aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes sind für die 
Anpflanzungen vorwiegend landschaftstypische und 
standortgerechte Gehölze zu verwenden. Folgende Arten 
kommen in Frage: 
 
Bäume 
Alnus glutinosa - Schwarzerle 
 

Sträucher 
Cornus sanguinea – Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana – Hasel 
Crataegus monogyna - Weißdorn  
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Prunus spinosa – Schlehdorn 
Salix in Arten (S. viminalis, S. triandra, S. purpurea) - Weiden 
Sambucus nigra – Schwarzer Holunder 
Viburnum opulus – Gemeiner Schneeball 
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